Protokoll der Mündlichen Fragen bei der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 07. Mai 2008 
Wie will das Bundesministerium des Innern bei der im Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Gefahren des inter​nationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalamt vorge​sehenen Kompetenz des Bundeskriminalamts, BKA, in Pri​vatwohnungen heimliche Videoaufzeichnungen zu machen, den Schutz des Kernbereichs der privaten Lebensführung ge​währleisten?

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Die Antwort lautet: Die Vorschrift zur Wohnraum-überwachung aus § 20 h des BKAG-E enthält in Abs. 5 eine Regelung zum Schutz des Kernbereichs privater Le​bensgestaltung. Diese gilt sowohl für die sogenannte akustische als auch für die sogenannte optische Wohn​raumüberwachung. Die Vorgaben des Urteils des Bun​desverfassungsgerichts vom 3. März 2004 werden dabei berücksichtigt.

Die Maßnahme darf danach nur angeordnet werden, sofern eine Prognose dahin gehend zu treffen ist, dass mit der Maßnahme Äußerungen, die den Kernbereich der persönlichen Lebensgestaltung betreffen, nicht er​fasst werden. Die Prognose muss sich dabei auf tatsäch​liche Anhaltspunkte, insbesondere auf die Art der zu überwachenden Räumlichkeit und das Verhältnis der zu überwachenden Personen zueinander, stützen.

Bestehen bei Durchführung der Maßnahme Zweifel, ob Inhalte den Kernbereich privater Lebensgestaltung erfassen werden, darf lediglich eine automatische Auf​zeichnung fortgeführt werden, welche anschließend un​verzüglich dem zuständigen Gericht zur Entscheidung über die Verwertbarkeit und Löschung der Daten vorzu​legen ist. Der Schutz des Kernbereichs privater Lebens​gestaltung wird mit dieser Regelung ebenso wie die Pra​xistauglichkeit der Maßnahme umfassend gewährleistet.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Nachfrage, Kollege Wieland?

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. – Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Sie haben hier dankenswerterweise den Text des Gesetzentwurfs vorge​tragen. Die Frage war: Wie will die Bundesregierung den Schutz des Kernbereichs der Privatsphäre praktisch sicherstellen? Ich darf ein Beispiel bringen. Der Kollege Edathy, geschätzter Vorsitzender des Innenausschusses, wurde in einem Interview mit dem Berliner Sender Ra​dio Eins gefragt, ob er sich morgens bekleidet oder un​bekleidet die Zähne putzt. Er brach das Interview darauf​hin mit dem Satz „Was soll der Scheiß?“ ab. Er war also offenbar der Ansicht, dass schon diese Frage seine Pri​vatsphäre verletzt. Was sollen die Beamten des BKA tun, wenn sie mit einer Videokamera in einer solchen Si​tuation Aufnahmen in einem Badezimmer machen?

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Herr Kollege Wieland, ich weiß jetzt nicht, mit wel​cher Ernsthaftigkeit Sie diese Frage gestellt haben.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Ja, doch! Ich habe es absolut ernst ge​meint!)

Ich will zunächst einmal darauf aufmerksam machen, dass es zur Abgrenzung des Kernbereichs privater Le​bensgestaltung eine, wie ich meine, umfängliche Recht​sprechung gibt, die das Bundeskriminalamt, dem dann entsprechende Zuständigkeiten übertragen werden, na​türlich respektieren wird.

Ich mache zum anderen darauf aufmerksam, dass der Sachverhalt angesichts der analogen Regelungen in den Landespolizeigesetzen nicht neu ist. Insofern stellen Sie hier mit Blick auf eine vom Gesetzgeber übertragene neue Zuständigkeit des Bundeskriminalamtes Fragen, auf die es in der Rechtspraxis schon Antworten gibt.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Kollege Wieland?

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe noch eine Nachfrage, Herr Präsident.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte.

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Eine Passage dieses Gesetzentwurfs lautet: 

Ist das Abhören und Beobachten nach Satz 2 unter​brochen worden, so darf es unter den in Satz 1 ge​nannten Voraussetzungen fortgeführt werden.

Ich frage jetzt wieder ganz praktisch und ganz drastisch – diese Frage treibt uns seit Jahren um; sie wurde nie durch die Rechtsprechung beantwortet; die Rechtspre​chung hat dazu geführt, dass in Privatwohnungen gar nicht mehr abgehört wurde –: Das Stöhnen beginnt, der Beamte schaltet seine Wanze aus oder seine Videoka​mera ab. Wann schaltet er sie wieder ein? Von welchen Erfahrungswerten geht die Bundesregierung aus?

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Herr Kollege Wieland, mit Ihrer Frage deuten Sie an, dass wir eine sehr abwechslungsreiche parlamentarische Beratung des Entwurfes eines BKA-Gesetzes haben werden.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Die werden wir haben, ja!)

Möglicherweise werden wir uns auf zahlreiche derartige Detailfragen einstellen müssen.

Von der Sache her kann ich nur darauf aufmerksam machen, dass die Zuweisung neuer Kompetenzen an das Bundeskriminalamt, die ein Ergebnis der Föderalismus​reform ist, zur Beantwortung dieser Frage keine neuen prinzipiellen Regelungssachverhalte und Regelungspro​bleme nach sich gezogen hat. Ich fände es interessant, wenn wir bei der parlamentarischen Beratung des Ge​setzentwurfs über all diese Fragen noch einmal im Ein​zelnen redeten und die Debatte detailliert führten. Ich gehe davon aus, dass wir mit dem BKA-Gesetz ein mo​dernes Polizeigesetz haben werden, das den letzten Stand der Erkenntnis widerspiegelt.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Wir kommen jetzt zur Frage 32 des Kollegen Wieland:

Welche erwarteten Ergebnisse des Instruments der Raster​fahndung haben das Bundesministerium des Innern bewogen, es im Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalamt als Kompetenz für das BKA aufzunehmen, und wieso geht die Bundesregierung davon aus, dass dieses Instrument in Zu​kunft bessere Ergebnisse bringen wird als in der Vergangen​heit?

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Insbesondere bei der Abwehr von Gefahren des inter​nationalen Terrorismus kommt der Identifizierung von Angehörigen terroristischer Zellen eine entscheidende Bedeutung zu.

Hierbei stehen den Sicherheitsbehörden oft nur bruchstückhafte Erkenntnisse zur Verfügung. Bei der Abwehr drohender Gefahren kommt es entscheidend darauf an, diese Erkenntnisse zusammenzuführen. Hier​für soll das Bundeskriminalamt mit den notwendigen Befugnissen ausgestattet werden. Die Rasterfahndung ist hierbei ein wichtiges Instrument. Können geeignete Ras​termerkmale ermittelt werden, kann die Rasterfahndung einen entscheidenden Beitrag zur Identifizierung rele​vanter Personen oder zu weiteren Ermittlungsansätzen leisten. Die Polizeigesetze der Länder enthalten ebenso wie die Strafprozessordnung aus diesen Gründen Rege​lungen zur Rasterfahndung. 

Nach dem 11. September 2001 ist in allen 16 Bun-desländern eine Rasterfahndung nach sogenannten Schläfern nach dem jeweiligen Polizeirecht durchgeführt worden. Das BKA hatte mangels eigener Befugnis keine Rasterfahndung durchführen dürfen, sondern hat die Länder in seiner Zentralstellenfunktion lediglich unter​stützt. Die Ergebnisse der jeweiligen Rasterfahndungen wurden im BKA zusammengeführt. 

Im Rahmen der Neuausrichtung der Aufgaben des BKA nach § 4 a BKAG-E „Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus“ ist es bei Vorliegen der tat​bestandlichen Voraussetzungen und Erforderlichkeit nun​mehr geboten, eine Rasterfahndung – und nicht 16 Ras-terfahndungen wie nach dem 11. September 2001 – zentral vom BKA zu initiieren und durchzuführen.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Nachfrage?

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. – Die Rasterfahndung nach dem 11. September führte dazu, dass die Daten von Hunderttausenden geras​tert wurden, wie wir wissen, ohne jeden Erfolg, ohne ei​nen einzigen Treffer. Warum soll das Mittel denn nun effektiver werden, wenn es zusätzlich – die Länderbe​fugnisse fallen ja nicht weg – nun auch vom BKA ange​wandt wird? Sie müssten doch begründen, warum eine weitere Befugnis zur Anwendung eines Instruments ge​geben werden soll, das sich in der Vergangenheit als völ​lig stumpf erwiesen hat. 

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Herr Kollege Wieland, ich kann Ihre Einschätzung, dass sich das Instrument als völlig stumpf erwiesen hat, nicht teilen. Die, wie ich denke, im Jahre 2004 durchge​führte Evaluierung durch einschlägige Spezialisten hat erwiesen, dass sich im Zuge von Rasterfahndungen durchaus auch wertvolle Ermittlungsansätze ergeben ha​ben. Nur so ist es ja zu begründen, dass dieses Instru​ment über die Zeit in den landesgesetzlichen Regelungen und in der Strafprozessordnung erhalten geblieben ist. 

Was die Erweiterung der Zuständigkeit über die Kom​petenz der Landespolizeien hinaus betrifft, habe ich in meiner Antwort versucht, deutlich zu machen, dass es im Falle zentraler Ermittlungsansätze gerade von Vorteil sein kann, wenn das BKA gewissermaßen als eigenstän​dig erhebende Behörde Ermittlungen vornehmen kann und ihm nicht wie nach dem 11. September 2001 nur eine Funktion als Zentralisierungsbehörde zukommt. 

Wolfgang Wieland (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Eine weitere Frage bezieht sich auf die Daten, über die meine Kollegin Stokar von Neuforn, bezogen auf das Abkommen mit den USA, eben Auskunft begehrte. Sie vertreten ja immer die Ansicht, wir würden dieses Ab​kommen verkennen. Ich denke, das ist nicht der Fall; denn die Daten dürfen übermittelt werden, wenn auch nur unter bestimmten erhöhten Voraussetzungen. 

Wenn ich nun das BKA-Gesetz, um das es hier geht, richtig lese, muss ich die Schlussfolgerung ziehen, dass es überhaupt keinen Schutz davor gibt, dass bei einer Rasterfahndung auch nach all diesen Daten wie Sexual​leben, Gewerkschaftszugehörigkeit oder Rasse gerastert wird. Dabei ist mir völlig unklar, was mit Rasse gemeint ist, und ich weiß nicht, welcher Rasse ich zum Beispiel nach Ansicht der Bundesregierung angehöre. Vielleicht gibt es ja auch einmal eine Aufklärung über die Begriffe, die man in Abkommen schreibt. 

Warum ist denn nun ein solcher Schutz bei der Raster​fahndung nicht vorgesehen?

Dr. Christoph Bergner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister des Innern: 
Herr Kollege Wieland, ich weiß nicht, was Ihnen An​lass zu dem Misstrauen gibt, dass wir uns mit dem BKA-Gesetz außerhalb der grundrechtlich garantierten Daten​schutzvorkehrungen bewegen. Dafür gibt es aus meiner Sicht keinen Anlass. 

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Schlicht und ergreifend der Gesetzes​text!)
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Die Erwähnung des von Ihnen zitierten Paragrafen ist je​denfalls eine Auslegung, die – auch was die Stellung​nahme des Datenschutzbeauftragten betrifft – unberech​tigte Ängste weckt.

(Wolfgang Wieland [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ​NEN]: Wir haben diese Angst! Wenn Sie den Amis das zuliefern wollen! Die schneiden sich die Daten doch nicht aus den Rippen; die müs​sen ja irgendwo herkommen!)

